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Bund und Kantonc. Die nationalrätliche Geschästspriisungskommlission hat
zum Geschäftsbericht für 1929 folgendes Postulat fornulliert:

„Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen und darüber zu berichten, ob
nicht der B u n d die Wiederei n b ü r g e r u n g ehemaliger Schweizerbürgerinnen,

die durch Heirat ihr Schweizerbürgerrecht verloren haben, in der Weise
erleichtern sollte, daß er sich au den den Kantonen und Gemeinden ans der
unentgeltlichen ästedereinbürgerung erwachsenden A r m e n l a st e n beteiligt,
und ob nicht hiefür ein angemessener Ausgabe-Posten erstmals in den Voranschlag

pro 1922 eingestellt werden sollte." 8t.
Bern. Revision des Gesetzes über die Beteiligung des

Staates an der öffentlichen Krankenpflege. Die Idee der
staatlichen Unterstützung der öffentlichen Krankenpflege ist im Kanton Bern
nicht neu, sie greift zurück bis in die dreißiger Jahre des letzten Jahrhunderts.
Damals hat der Staat in den sogen. Rotkrankenstuben eine Anzahl Jreibetten
geschaffen. Diese „Stuben" sind die Vorgänger der jetzigen Bezirksspitäler, die
namentlich in den letzten Jahrzehnten eine große und rasche Entwicklung
genommen haben. Durch einen Volksbeschluß vom Jahre 1889 ist sodann diese
Idee der staatlichen Unterstützung der Krankenanstalten eigentlich erst sanktioniert

worden. Damals wurde festgelegt, daß im Maximum 175 Betten,
verteilt auf die verschiedenen Gegenden, durch den Staat frei gehalten werden
sollen. Dieser Zustand hat rund 29 Jahre gedauert, worauf sich dann zeigte,
daß die Zahl von 175 bei weitem nicht mehr genügte. Das rief einer gesetzlichen
Regelung, und aus dieser Situation heraus entstand das Gesetz vom 29.
Oktober 1999. In seinem wesentlichen Inhalt stellt das Gesetz die Norm auf, daß
der Staat in den Bezirksspitälern (Krankenstuben) fst bis fts der Betten
freihalten und daß er zu diesem Zwecke diese Anzahl von Betten mit 2 Jr.
pro Krankenta-g unterstützen soll. Damals dachte man daran, einmal das
zentrale Jnstitüt, das Jnselspital, wesentlich zu entlasten, sodann hat man
überhaupt allgemein die Idee vertreten, daß diese Institute in den Bezirken der
staatlichen Unterstützung würdig seien. Der Staat hat es nach diesem Gesetze

in der Hand, die Unterstützung je nach der Würdigkeit und Bedürftigkeit
abzustufen. Run ist aber zu sagen, daß durch die Beschränkung auf 2 Jr. pro Tag
den Bedürfnissen nicht mehr Rechnung getragen wird. Die Idee, daß die
Unterstützung von Ist bis abgestuft werden soll, kann auch nicht mehr aufrecht
-erhalten werden, wenn der Einheitssatz von 2 Jr. pro Tag bestehen bleibt. Die
Spitäler sind heute vielfach mit vorzüglichen Aerzten und mit den neuesten
Einrichtungen versehen, so daß her Abtransport nach dem kantonalen Jnselspital

nur in den seltensten Fällen nötig sein wird. Es soll daher dafür gesorgt
werden, daß jedes Spital tatsächlich denjenigen Betrag an StaatSunterstützung
bekommt, der bereits im Gesetz von 1899 als Minimuni niedergelegt ist. Es ist
denn auch zu erwarten, daß die Revision aus dieser Grundlage vorgenommen
und durchgeführt wird. D.
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